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Windpark Rußbach:
Information zur geplanten Umwidmung

Liebe Rußbacher,

in den kommenden Wochen wer-
den Entscheidungen getroffen, die 
unsere Gemeinde für viele Jahre 
prägen können. Gerade deshalb 
ist es wichtig, dass alle Bürger die 
Möglichkeit haben, sich umfassend 
zu informieren und sich ein eige-
nes Bild zu machen.

Im Widmungsbericht zum Wind-
park ist vorgesehen, rund 16 Hek-
tar als „Grünland-Windkraftanla-
gen“ zu widmen.

Dabei stellt sich eine Frage, die 
viele Menschen beschäftigt:

Für die fünf geplanten Windkraft-
anlagen werden für die Funda-
mente insgesamt nur rund 3.500 
m² benötigt. Selbst wenn man 

die Kranstellflächen berücksich-
tigt, beträgt die tatsächlich bean-
spruchte Fläche etwa 1,35 Hektar.

Warum sollen dennoch 16 Hektar 
– also ein Vielfaches der tatsäch-
lich benötigten Fläche – als Grün-
land-Windkraft gewidmet werden?
Nach dem Niederösterreichischen 
Raumordnungsgesetz genügt 
grundsätzlich die Widmung jener 
Flächen, auf denen die Windkraft-
anlagen tatsächlich errichtet wer-
den.

Im Widmungsbericht wird außer-
dem festgehalten, dass die später 
tatsächlich genutzten Flächen nur 
einen Bruchteil der geplanten Wid-
mungsfläche darstellen werden.  
Dadurch ergeben sich für viele 
Grundeigentümer und Bürger ver-
ständliche Fragen: Was passiert mit 

den übrigen gewidmeten Flächen? 
Bleiben diese dauerhaft als „Grün-
land-Windkraft“ gewidmet, obwohl 
dort keine Windkraftanlage errich-
tet wird?

Welche Auswirkungen könnte das 
langfristig auf die Nutzung dieser 
Grundstücke haben – etwa für die 
Landwirtschaft oder zukünftige 
Projekte wie Agri-Photovoltaik?

Auch ist im Niederösterreichischen 
Raumordnungsgesetz vorgesehen, 
dass auf entsprechend gewidme-
ten Flächen unter bestimmten 
Voraussetzungen Energiespeicher 
errichtet werden können.

Deshalb erscheint es uns wichtig, 
offen über die langfristigen Pers-
pektiven und Möglichkeiten einer 
solchen Widmung zu informieren.
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Unser Anliegen ist nicht, jemanden 
von einer bestimmten Meinung zu 
überzeugen.

Unser Anliegen ist, dass vor einer 
Entscheidung dieser Tragweite alle 
relevanten Informationen offen auf 
dem Tisch liegen und jede Bürge-
rin und jeder Bürger die Möglich-
keit hat, sich selbst eine fundierte 
Meinung zu bilden.

Aus diesem Grund haben wir Un-
terschriften für einen Initiativan-
trag an den Bürgermeister gesam-
melt.

Ziel dieses Antrags ist es,
 eine Volksbefragung über die 

geplante Umwidmung der Grund-
stücke zu ermöglichen und 

 die Bevölkerung umfassend, 
nachvollziehbar und transparent 

über das gesamte Projekt und des-
sen mögliche langfristige Auswir-
kungen zu informieren. 

Wir bedanken uns herzlich bei al-
len Bürgern, die den Initiativantrag 
unterstützt haben. Rund 140 Ruß-
bacher haben sich mit ihrer Un-
terschrift für eine Volksbefragung 
ausgesprochen.

Wir sind überzeugt, dass die Unter-
stützung in der Bevölkerung noch 
größer ist.

Mehrere Bürger haben uns ge-
genüber mitgeteilt, dass sie den 
Wunsch nach einer Volksbefragung 
grundsätzlich teilen, jedoch aus 
Sorge vor möglichen persönlichen 
Nachteilen oder Benachteiligun-
gen auf eine Unterschrift verzichtet 
haben.

Dass solche Bedenken überhaupt 
geäußert werden, bedauern wir 
sehr.

Gerade bei einem Thema, das die 
Zukunft unserer Gemeinde be-
trifft, sollte jede und jeder seine 
Meinung frei und ohne Angst vor 
möglichen Konsequenzen äußern 
können. Eine offene Gesprächskul-
tur, gegenseitiger Respekt und die 
Möglichkeit, unterschiedliche Mei-
nungen ohne Vorbehalte zu ver-
treten, sind wichtige Grundlagen 
einer lebendigen Gemeinde und 
einer funktionierenden Demokra-
tie.

Wir sind überzeugt, dass eine of-
fene Information und die Einbin-
dung der Bevölkerung das Ver-
trauen stärken und zu einer guten 
Entscheidung für unsere Gemeinde 
beitragen.

Denn unabhängig davon, wie man 
persönlich zum Windpark steht, 
sollte eine Entscheidung von sol-
cher Bedeutung auf Transparenz, 
umfassender Information und ei-
ner möglichst breiten Beteiligung 
der Bevölkerung beruhen.

Nur wer alle Fakten kennt und sei-
ne Meinung frei äußern kann, kann 
verantwortungsvoll über die Zu-
kunft unserer Gemeinde mitent-
scheiden.

Warum wir diese Information weitergeben

*KI-generiert
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Unser Vorschlag für Rußbach:

30 Euro Feuerbeschau-Bonus

Neue Führung im Prüfungsausschuss

Die verpflichtende Feuerbeschau 
stellt für viele Haushalte eine zu-
sätzliche finanzielle Belastung dar. 
Je nach Objekt belaufen sich die 

Kosten dafür auf etwa 90 bis 140 
Euro. Um die Bürger von Rußbach 
zumindest teilweise zu entlasten, 
haben wir einen Feuerbeschau-Bo-
nus in Höhe von 30 Euro pro Haus-
halt vorgeschlagen. Unser Ziel war 
eine rasche, unbürokratische und 
direkte Unterstützung für alle Be-
troffenen.

Leider wurde dieser Vorschlag von 
der Bürgermeisterpartei bereits 
in erster Instanz abgelehnt. Be-
sonders bedauerlich ist, dass das 
Thema danach nicht mehr weiter-
verfolgt oder öffentlich diskutiert 
wurde.

Wir sind weiterhin der Ansicht, 
dass eine Entlastung der Bevölke-
rung dort ansetzen sollte, wo Kos-
ten unmittelbar bei den Bürgern 
entstehen. Der vorgeschlagene Bo-
nus hätte zwar nicht die gesamten 
Kosten gedeckt, aber einen spür-
baren Beitrag geleistet und gezeigt, 
dass die Gemeinde die Anliegen 
ihrer Bürger ernst nimmt.

Auch in Zukunft werden wir uns für 
konkrete Maßnahmen einsetzen, 
die den Menschen in Rußbach di-
rekt zugutekommen und finanziel-
le Belastungen abfedern.

Nachdem der bisherige Obmann 
des Prüfungsausschusses, der von 
der SPÖ gestellt wurde, sein Amt 
aus gesundheitlichen Gründen zu-
rücklegen musste, wünschen wir 
ihm auf diesem Weg alles Gute und 
eine rasche Genesung.

Da sich aus den Reihen der SPÖ 
niemand bereit erklärte, diese 
Funktion zu übernehmen, wurde 
das Amt unserer Fraktion angebo-
ten. Gemeinderat Christoph Ange-
rer stellte sich dieser Verantwor-

tung und wurde vom Gemeinderat 
einstimmig zum Obmann des Prü-
fungsausschusses gewählt.

Für uns steht fest:

Verantwortung zu übernehmen 
bedeutet, im Interesse der Bür-
ger zu handeln. Wir werden diese 
Aufgabe mit Sorgfalt, Transparenz 
und Objektivität wahrnehmen und 
freuen uns auf eine konstruktive 
Zusammenarbeit mit allen Fraktio-
nen zum Wohle unserer Gemeinde.
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Gelungene Ostereierverteilaktion

Bei unserer Ostereierverteil-
aktion durften wir zahlreiche 
Bürger begrüßen.

Neben kleinen Ostergrüßen 
entstanden viele nette und 
interessante Gespräche.

Der persönliche Austausch 
ist uns besonders wichtig. 
Wir bedanken uns bei allen 
Besuchern.

FPÖ-Bezirkswein kommt aus Oberrußbach

Ein besonderer Grund zur Freude 
für unsere Gemeinde:

Der diesjährige FPÖ-Bezirkswein 
des Bezirks Korneuburg stammt 
aus Oberrußbach. 

Die feierliche Weintaufe auf der 
Burg Kreuzenstein bildete den wür-
digen Rahmen für die Präsentation 
des Bezirksweins.

Die Patenschaft übernahm 
LH-Stellvertreter Udo Landbauer, 
der damit seine Verbundenheit 
mit der regionalen Weinbaukultur 
unterstrich. Das von dem Künstler 
Odin Wiesinger gestaltete Etikett 
verleiht dem Wein auch optisch 

eine besondere Ausstrahlung.Wir 
sind stolz darauf, dass der FPÖ-Be-
zirkswein aus unserer Gemeinde 
kommt und gratulieren unserem 
Winzer herzlich zu dieser besonde-

ren Auszeichnung. Ein regionales 
Qualitätsprodukt, das Oberruß-
bach weit über die Gemeindegren-
zen hinaus hervorragend repräsen-
tiert.
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70 Jahre FPÖ:

Festakt und Feierlichkeiten in Wien

Anlässlich des 70-jährigen Bestehens der FPÖ fand ein festli-
cher Empfang in der Hofburg Wien statt. Zahlreiche Persönlich-
keiten aus der nationalen und internationalen Politik nahmen 
an diesem besonderen Ereignis teil.

Vertreten wurde unsere Gemeinde durch Gemeinderat Chris-
toph Angerer, der die Gelegenheit nutzte, an diesem histori-
schen Jubiläum teilzunehmen und zahlreiche interessante Be-
gegnungen zu erleben.

Anschließend wurde am Stephansplatz in Wien mit einem gro-
ßen Volksfest gemeinsam mit vielen Besuchern weitergefeiert.

Am Michelberg:
Sommerfrühschoppen der FPÖ-Bezirksgruppe Korneuburg

Beim traditionellen Sommerfrühschoppen der 
FPÖ-Bezirksgruppe Korneuburg am Michelberg 
standen Geselligkeit und Gemeinschaft im Mittel-
punkt.

Gemeinderat Leopold Pichler und Gemeinderat 
Christoph Angerer verbrachten gemeinsam mit 
Bezirksparteiobmann LAbg. Mag. Hubert Keyl und 
zahlreichen Besuchern einen gemütlichen Tag in 
bester Stimmung.

Die Veranstaltung bot eine schöne Gelegenheit 
zum persönlichen Austausch und zum gemeinsa-
men Feiern in entspannter Atmosphäre.
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Mobilität entscheidet über Lebens-
qualität. Gerade im Weinviertel 
wissen die Menschen ganz genau, 
dass öffentlicher Verkehr im länd-
lichen Raum anders funktionieren 
muss als in Wien oder in anderen 
Ballungsräumen. Wer am Land lebt, 
braucht verlässliche Verbindungen 
für den Weg zur Arbeit, zur Schule, 
zum Arzt, zum Einkaufen und zu-
rück nach Hause. Gleichzeitig muss 
klar sein: Ein großer Linienbus ist 
nicht überall und zu jeder Tages-
zeit die richtige Antwort. Dort, wo 
viele Menschen unterwegs sind, 
braucht es starke Linien. Dort, wo 
die Nachfrage geringer ist, braucht 
es flexible Lösungen.

Genau hier setzt das neue Ver-
kehrsmodell „Weinviertel West“ an.

Unter der Verantwortung von Ver-
kehrslandesrat LH-Stellvertreter 
Udo Landbauer wird der öffentli-
che Verkehr im westlichen Wein-
viertel neu geordnet. Nicht ideo-

logisch, nicht abgehoben, sondern 
praktisch: Bahn, Regionalbusse 
und Anrufsammeltaxis werden zu 
einem integrierten Gesamtange-
bot verbunden. Das ist der richtige 
Weg für unsere Region.

Das sogenannte leopoldi-Prinzip 
der NÖVOG verbindet die Stärken 
des klassischen Linienverkehrs 
mit den Stärken flexibler Bedarfs-
verkehre. Die Bahnlinien und die 
LEOpoldi Regionalbusse bilden 
die starken Hauptachsen. Sie sind 
die Hauptschlagadern des öffentli-
chen Verkehrs und sollen dort fah-
ren, wo viele Fahrgäste unterwegs 
sind. Ergänzend dazu kommen die 
leoPOLDI Anrufsammeltaxis zum 
Einsatz. Sie kommen dort zum Ein-
satz, wo große Linienbusse wirt-
schaftlich und verkehrlich wenig 
sinnvoll sind – in der Fläche, auf 
Nebenstrecken und zu Zeiten ge-
ringerer Nachfrage.

Damit entsteht kein Flickwerk, son-
dern ein Gesamtmodell. Das ist 
der entscheidende Unterschied. 
Es geht nicht darum, hier ein paar 
Busse und dort ein paar Taxis ne-
beneinander fahren zu lassen. Es 
geht darum, die Angebote so auf-
einander abzustimmen, dass der 
Bürger verlässlich von A nach B 
kommt. Gerade Pendler, Schüler, 
Familien und Senioren brauchen 
keine politischen Schlagworte, 

sondern ein Angebot, das im Alltag 
funktioniert

Die Leistungsdaten zeigen, dass 
hier nicht klein gedacht wird. Das 
Pilotprojekt „Weinviertel West“ um-
fasst rund 70 Gemeinden mit etwa 
200.000 Einwohnern. Geplant sind 
rund 150 leopoldi Regionalbusse 
auf etwa 65 Linien. Diese werden 
pro Jahr rund 5,2 Millionen Kilome-
ter zurücklegen. Zusätzlich sollen 
rund 21 leopoldi Anrufsammelta-
xis Montag bis Samstag unterwegs 
sein. Bestellt werden können diese 
flexibel – telefonisch und über die 
poldi-App. Das Pilotprojekt wird 
für acht Jahre vergeben, mit der 
Möglichkeit einer Verlängerung auf 
zehn Jahre.

Das ist ein starkes Signal für das 
Weinviertel. Udo Landbauer zeigt 
damit, dass öffentlicher Verkehr 
im ländlichen Raum nicht an star-
ren Denkmustern scheitern darf. 
Der Verkehrslandesrat setzt auf 
Qualität, Verlässlichkeit und ei-
nen sinnvollen Einsatz von Steu-
ergeld. Genau das ist freiheitliche 
Verkehrspolitik: Das Angebot muss 
den Menschen dienen – nicht
irgendwelchen politischen Moden.

Besonders wichtig ist dabei die 
Rolle der NÖVOG. Seit Ende 2024 
hat die Niederösterreichische Ver-
kehrsorganisationsgesellschaft 

Udo Landbauer bringt Bus, Bahn und Anrufsammeltaxi 
in ein gemeinsames System 
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die Gesamtverantwortung für den 
öffentlichen Regionalbusverkehr 
übernommen – also für Busse und 
bedarfsgesteuerte Verkehre. Das 
ist ein wesentlicher Schritt, weil 
damit Planung, Abstimmung und 
Verbesserung aus einer Hand er-
folgen können. Buslinien müssen 
untereinander funktionieren. Bus 
und Bahn müssen besser aufei-
nander abgestimmt werden. Und 
flexible Angebote müssen dort 
eingesetzt werden, wo sie echten 
Nutzen bringen.

Udo Landbauer hat in dieser Frage 
klar gemacht, worum es geht: Öf-
fentlicher Verkehr muss pünktlich 
und verlässlich sein. Das klingt 
einfach, ist aber der Kern jeder 
vernünftigen Verkehrspolitik. Die 

Menschen brauchen keine schö-
nen Konzepte am Papier, sondern 
ein System, das sie in der Früh zur 
Arbeit bringt, am Nachmittag nach 
Hause, den Schüler in die Schule 
und den älteren Menschen zum 
Arzt.

Dass der Betriebsstart von „Wein-
viertel West“ nun für 2027 geplant 
ist, liegt nicht an politischer Untä-
tigkeit. Der Abschluss des Verga-
beprozesses hat sich wegen eines 
Rechtsmittels eines unterlegenen 
Bieters verzögert. Das ist in einem 
Rechtsstaat möglich und muss 
auch entsprechend abgewickelt 
werden. Wer daraus ein politisches 
Versagen des Landes konstruieren 
will, ignoriert entweder bewusst 
die Rechtslage oder versteht das 

Verfahren nicht. Ein Verkehrslan-
desrat kann ein Vergabeverfahren 
nicht einfach per Zuruf abdrehen 
oder einen Einspruch wegtelefo-
nieren. Das unterscheidet seriöse 
Regierungsarbeit von billiger Op-
positionsinszenierung.

Genau diese haltlose Inszenierung 
erleben wir derzeit leider von der 
SPÖ. Aus einer schwachen politi-
schen Position heraus wird ver-
sucht, die Verantwortung für das 
Auslaufen des Anrufsammeltaxis 
im Bezirk Korneuburg dem Land 
Niederösterreich umzuhängen.

Das ist falsch. Es ist eine tatsa-
chenwidrige Darstellung und eine 
Nebelgranate auf Kosten der Bür-
ger.
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Die Fakten sind klar: Das regionale 
Anrufsammeltaxi-System im Bezirk 
Korneuburg geht auf das Jahr 2015 
zurück. Damals startete das Vor-
gängermodell „Korneuburg ISTmo-
bil“ als regionales Zusatzangebot. 
Dieses Angebot war aber nie das 
Grundangebot des Landes Nieder-
österreich. Es wurde von der Re-
gion zusätzlich zum bestehenden 
Regionalbusangebot eingeführt. 

Genau deshalb war auch immer 
klar: Die Gemeinden bestellen, or-
ganisieren und tragen ihren Anteil. 
Das Land kann fördern – und das 
Land hat gefördert.

Auch für das Betriebsjahr 2026 
wurde die Landesförderung zuge-
sagt. Konkret geht es um 200.528 
Euro Landesförderung bei 469.800 
Euro Gesamtkosten. Das Land Nie-
derösterreich hat damit geliefert. 
Es hat seine Aufgabe als Förder-
geber erfüllt. Wer jetzt behauptet, 
das Land habe „abgedreht“, ver-
breitet eine Unwahrheit. Die Ein-
stellung von „Korneuburg mobil“ 
per 30. Juni 2026 beruht auf einer 

Entscheidung der beteiligten Ge-
meinden. Diese Gemeinden finan-
zieren und bestellen das System. 
Wenn sie die Verträge nicht weiter-
führen, dann ist das eine regionale 
Entscheidung. Und ja: 

Dazu gehören auch Gemeinden, in 
denen die SPÖ kommunalpoliti-
sche Verantwortung trägt oder mit-
verantwortlich ist. Gerade deshalb 
ist die rote Empörung besonders 
durchsichtig.

Dort, wo man selbst in den Ge-
meinden Verantwortung trägt, will 
man plötzlich nichts mehr davon 
wissen – und zeigt mit dem Finger 
auf das Land.

Dabei wäre der Weg klar gewesen. 
Bis zur Umsetzung von „Weinviertel 
West“ hätte die Region das beste-
hende Zusatzangebot weiterführen 
und für eine weitere Förderung 
beim Land ansuchen können.

Das Land steht weiterhin als Förd-
ergeber im Rahmen der geltenden 
Regeln zur Verfügung. Aber eines 

muss auch gesagt werden: Wer ein 
zusätzliches Angebot bestellt, muss 
auch bereit sein, den nach Abzug 
der Förderung verbleibenden An-
teil zu tragen. Verantwortung kann 
man nicht nur dann übernehmen, 
wenn sie politisch angenehm ist.

Mit dem Start von „Weinviertel 
West“ wird sich diese Struktur oh-
nehin grundlegend verbessern. 
Dann werden große Teile der be-
darfsgesteuerten Grundversorgung 
in das neue Landesgrundangebot 
integriert.

Für die Gemeinden bedeutet das: 
Künftig fällt für die ausgeschrie-
bene bedarfsgesteuerte Grund-
versorgung kein eigener Kosten-
beitrag mehr an. Gerade das zeigt, 
wie sinnvoll das neue Modell ist. Es 
nimmt nicht nur den Bürger ernst, 
sondern entlastet auch die kom-
munale Ebene.

Eine zentrale Rolle in dieser Ausei-
nandersetzung nimmt auch LAbg. 
Mag. Hubert Keyl ein. 

Als Verkehrssprecher der FPÖ Nie-
derösterreich, als Obmann des Ver-
kehrs-Ausschusses im NÖ Landtag 
und als Bezirksparteiobmann im 
Bezirk Korneuburg kennt er die 
Lage vor Ort und die Abläufe im 
Landtag. Er hat in der Debatte klar 
ausgesprochen, was Sache ist: Das 
Land liefert. Die Gemeinden haben 
eingestellt. Und die SPÖ versucht, 
mit einer armseligen Inszenierung 
von dieser Tatsache abzulenken.

© NÖVOG/Bollwein
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Keyl steht dabei für eine Politik, die 
sich nicht von Schlagzeilen treiben 
lässt, sondern die Zuständigkeiten 
sauber benennt.

Gerade im Verkehr braucht es Sach-
lichkeit. Wer bestellt? Wer zahlt? 
Wer fördert? Wer entscheidet? Die-
se Fragen muss man beantworten, 

bevor man politische Vorwürfe er-
hebt. Genau das wurde im Land-
tag klargestellt. Die Freiheitlichen 
stehen zu einer funktionierenden 
Mobilität im Weinviertel.

Wir wissen: Das Auto bleibt im 
ländlichen Raum unverzichtbar. 
Aber dort, wo öffentlicher Verkehr 
sinnvoll ist, muss er auch verläss-
lich und sauber organisiert sein. 
Das neue Modell „Weinviertel West“ 
ist deshalb ein wichtiger Schritt. Es 
verbindet starke Linien mit flexib-
len Angeboten. Es berücksichtigt 
die Realität der Fläche.

Und es folgt einem einfachen 
Grundsatz: Öffentlicher Verkehr 
muss dem Bürger nützen. Wäh-
rend andere Parteien versuchen, 
aus Verzögerungen im Vergabe-

verfahren oder aus kommunalen 
Entscheidungen parteipolitisches 
Kleingeld zu schlagen, arbeitet Udo 
Landbauer an einer strukturellen 
Verbesserung des öffentlichen 
Verkehrs in Niederösterreich. Das 
ist der Unterschied zwischen Ver-
antwortung und Theater.

Für das Weinviertel bedeutet 
„Weinviertel West“ eine echte 
Chance: mehr Ordnung im System, 
bessere Abstimmung von Bus und 
Bahn, flexible Ergänzung durch An-
rufsammeltaxis und ein Angebot, 
das auf die Bedürfnisse der Men-
schen im ländlichen Raum zuge-
schnitten ist.

Genau diesen Weg werden wir 
Freiheitliche weiter unterstützen.

LAbg. GR Mag. Hubert Keyl
Fraktionsobmann
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Integration ist Pflicht, keine Option:

Neuer Integrationskodex durch freiheitliche
Regierungsbeteiligung möglich
Die FPÖ steht klar gegen weitere 
Zuwanderung, vor allem aus kul-
turfremden Regionen. Denn wir 
sehen jeden Tag, welche Probleme 
entstehen, wenn Menschen zu uns 
kommen, die unsere Sprache nicht 
sprechen, unsere Werte nicht teilen 
und unsere Lebensweise ablehnen. 

Viele dieser Zuwanderer wur-
den von der Bundesregierung 
in unser Land gelassen. Die Fol-
gen spüren unsere Gemeinden, 
unsere Schulen, unsere Betrie-
be und unsere Bevölkerung.  
 
Genau deshalb sagen wir in Nie-
derösterreich klar: Wenn Men-
schen durch die falsche und ver-
antwortungslose Migrationspolitik 
der Bundesregierung hierbleiben 
dürfen, dann müssen ausnahms-
los alle ihren Beitrag leisten. 
 
Dafür haben wir den neuen In-
tegrationskodex geschaffen. Er 
stellt unmissverständlich klar: In-
tegration ist Pflicht, keine Opti-
on. Wer in Niederösterreich leben 
will, muss Deutsch lernen, unse-
re Gesetze achten, unsere Werte 
respektieren und für sich selbst 
Verantwortung übernehmen.  
 
Es darf nicht sein, dass der Staat 

zahlt, die Bevölkerung die Fol-
gen trägt und manche glauben, 
sie müssten sich nicht anpassen. 
Seit die FPÖ in Niederösterreich 
mitregiert, werden die Dinge an-
ders. Wir schauen nicht weg. Wir 
reden Probleme nicht schön. 
Wir setzen dort an, wo das Zu-
sammenleben tatsächlich ent-
scheidet: bei Sprache, Arbeit, 
Schule, Wohnen, Sicherheit und Re-
spekt vor unserer Rechtsordnung. 
 
Deutsch ist der Schlüssel. Wer unse-
re Sprache nicht spricht, kommt in 
der Schule nicht mit, findet schwer 
Arbeit und bleibt oft in Parallel-
gesellschaften hängen. Deshalb 
braucht es klare Deutschpflichten 
im Alltag, in Bildungseinrichtun-
gen und im Kontakt mit Behörden. 
 
Auch beim Arbeiten braucht es 
klare Regeln. Unser Sozialsys-
tem ist für echte Notlagen da. Es 
darf aber kein dauerhaftes Le-
bensmodell sein. Wer arbeiten 
kann, muss arbeiten. Wer Hil-
fe bekommt, muss mitwirken. 
 
Ebenso gilt: In Niederösterreich 
stehen unsere Gesetze über re-
ligiösen Sonderregeln, Ehrvor-
stellungen oder Traditionen, 
die nicht zu unserer Lebenswei-

se passen. Gleichberechtigung, 
Rechtsstaat, Sicherheit und Re-
spekt sind nicht verhandelbar. 

Wer sich integriert, Deutsch lernt, 
arbeitet und unsere Regeln achtet, 
kann Teil unserer Gemeinschaft 
sein. Wer das verweigert, muss mit 
Konsequenzen rechnen. Hier ist die 
Bundesregierung gefordert, kon-
sequente Abschiebungen endlich 
in die Tat umzusetzen. Denn wer 
unsere Regeln missachtet, unsere 
Werte ablehnt oder straffällig wird, 
darf nicht in unserem Land bleiben. 
 
Das ist der neue Kurs in Nieder-
österreich: weniger Schönreden, 
mehr Klarheit. Weniger falsche To-
leranz, mehr Ordnung. Und vor al-
lem mehr Fairness gegenüber allen, 
die sich an die Spielregeln halten. 

Euer Sicherheitslandesrat
Martin Antauer

Martin Antauer
Landesrat


